Stiftung
Wissenschaft und
Politik

Deutsches Institut
fiir Internationale
Politik und Sicherheit

Stagnation in Siidafrika

Jacob Zuma und der ANC werden die Parlamentswahlen noch einmal gewinnen

Marie-France Agblo / Margit Hellwig-Botte

Der siidafrikanische Prdsident Jacob Zuma ist unpopulir und die Machtbasis des
African National Congress (ANC) brockelt, aber sein Wahlsieg Anfang Mai steht aufler
Frage. Sollte der ANC allerdings unter die psychologisch wichtige Marke von 60% rut-
schen, kénnte der Erosionsprozess der Partei schneller voranschreiten. Im Ende der
Dominanz des ANC lige langfristig die Chance fiir ein echtes Mehrparteiensystem und
einen neuen demokratischen Aufbruch. Die siidafrikanischen Institutionen sind stabil.
Der fehlende gesellschaftliche Zusammenhalt bleibt aber ein Risiko fiir die innere Sta-
bilitit des Staates. Die Regierung sollte daher stirkere Anstrengungen unternehmen,
um die sozialen Verwerfungen abzufedern, die schwichelnde Wirtschaft anzukurbeln
und mehr Arbeitsplitze zu schaffen. Siidafrika ist Deutschlands wichtigster Partner in
Subsahara-Afrika. Unabhingig vom Ausgang der Wahlen kann die Bundesregierung
auf den traditionell guten Wirtschaftsbeziehungen aufbauen und Siidafrika bei der
Entwicklung eines effizienten Berufsbildungswesens unterstiitzen.

1912 als South African Native Congress
gegriindet, ist der ANC die dlteste existie-
rende Befreiungsbewegung der Welt. Seine
Mitglieder kimpften fiir die Beendigung
des Apartheidregimes und der Rassendiskri-
minierung.

Seit den ersten demokratischen Wahlen
1994 dominiert der ANC in einer Dreipar-
teien-Allianz zusammen mit dem Congress
of South African Trade Unions (COSATU)
und der South African Communist Party
das Regierungshandeln. Er konnte alle bis-
herigen Wahlen mit tiber 60% der Stimmen
fiir sich entscheiden. Auch 20 Jahre nach
dem Ende der Apartheid symbolisiert er
Freiheit und Unabhingigkeit fiir den grof3-

ten Teil der Stidafrikaner. Aber die Zustim-
mung zur Politik des ANC und seines Vor-
sitzenden, Staatsprdsident Zuma, sank von
70% (2009) auf nur noch 48% (2013), denn
die Partei war bislang nicht imstande, die
gravierenden sozialen und wirtschaftlichen
Probleme des Landes zu 10sen: Segregation,
Verbreitung von AIDS, schlechte 6ffentliche
Bildungsinstitutionen, hohe Arbeitslosen-
quote und Korruption.

Die Schwerpunkte der Wahlkampagne
des ANC lauteten Verbesserung der 6kono-
mischen Situation, Ausbau der Infrastruk-
tur in den lindlichen Regionen, Reform des
Bildungs- und Gesundheitssystems und Zu-
riickdrangung von Korruption und Krimi-
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nalitdt. MaRnahmen zur Umsetzung dieser
Ziele, die tiber den 2011 verabschiedeten
National Development Plan (NDP) hinaus-
gehen, wurden jedoch nicht benannt. Da-
durch mangelte es der Kampagne an Au-
thentizitit und politischer Uberzeugungs-
kraft. Uberlagert wurde der Wahlkampf
von Korruptionsvorwiirfen, vor allem dem
Skandal des Missbrauchs offentlicher Mittel
zur ausufernden Renovierung der Prdsiden-
tenvilla in Nkandla. Die ohnehin geringe
Popularitit Zumas, der auf der Beerdigungs-
feier von Prdsident Mandela 6ffentlich aus-
gebuht wurde, sank durch den Nkandla-
Skandal weiter. Jiingsten Umfragen zufolge
schadet dies jedoch der Unterstiitzung fiir
den ANC weniger als erwartet.

Probleme einer
Befreiungsbewegung

Das Erbe einer Befreiungsbewegung priagt
immer noch Struktur und Selbstverstdnd-
nis des ANC. Jahrzehntelang kdampfte er fiir
die Befreiung der schwarzen Bevolkerung
und ihre soziale, wirtschaftliche und poli-
tische Gleichberechtigung. Er will seine
Macht bewahren, damit die Zustinde, die
die Apartheid charakterisierten, sich nicht
wiederholen. Der ANC genief3t hohe Legiti-
mitét in der Bevolkerung, die ihm vertraut,
weil er den Befreiungskampf gegen die da-
maligen Machthaber gewonnen hat. Dies
wird ihm bis heute hoch angerechnet und
erklirt die Hinnahme von Fehlleistungen
der Regierung. Seine Legitimitdt ermoglicht
ihm, Macht- und Hierarchiestrukturen bei-
zubehalten, wodurch das Risiko von Macht-
missbrauch und Intoleranz gegeniiber Ab-
weichlern wéchst. Seit 2011 nehmen Streiks
und Proteste gegen unzumutbare Arbeits-
bedingungen und geringe Lohne im Berg-
bau zu. Dies zeigt, dass COSATU die Inter-
essen der Arbeiter, Angestellten und Arbeits-
losen in der Regierungsallianz nicht mehr
biindeln kann. Bei der brutalen Nieder-
schlagung der wilden Streiks in der Platin-
mine von Marikana im August 2012 kamen
44 Arbeiter ums Leben. Schwarze Polizisten
gingen mit Methoden des Apartheidregimes

gegen den gewaltsamen Protest vor. Das
wirft ein Schlaglicht auf die Schwéche des
faktisch bereits gespaltenen COSATU, dem
es nicht gelang, in dem Arbeitskampf zu
vermitteln. Die Ereignisse von Marikana
entzauberten den Nimbus des ANC als
Befreiungsbewegung und offenbarten die
repressive Seite der Regierung.

Der ANC ist nicht mehr die

Partei des Wandels

Der ANC konnte seine Machtstrukturen mit
einer Zwei-Drittel-Mehrheit im gesamten
parlamentarischen System Stidafrikas insti-
tutionalisieren. Chancen zu politischer Par-
tizipation fiir andere Parteien entwickelten
sich nur in den Provinzen, zum Beispiel fiir
die groRRte Oppositionspartei Democratic
Alliance (DA) in der westlichen Kap-Provinz.
Die ANC-Elite nutzte dieses System zum
Machterhalt und zur Férderung ihrer Privat-
interessen. Politischer Klientelismus, Patro-
nage und Abhingigkeitsbeziehungen kenn-
zeichnen Zumas Fiithrungsstil und bewirken,
dass nur die Elite aktiv am politischen Pro-
zess teilhat und sich den Staat immer mehr
aneignet. Im Korruptionsranking von Trans-
parency International rutschte Stidafrika
binnen zehn Jahren von Platz 36 (2002) auf
Platz 69 (2012).

Seit Nelson Mandelas Zeiten, der die
Bevolkerung von seiner Vision eines sozial
und wirtschaftlich gerechteren Stidafrikas
tiberzeugte, schwindet der Glaube an den
ANC als »Heilsbringer« der Nation. Den
Hoéhepunkt seiner Dominanz erreichte er
bei den Parlamentswahlen 2004 mit 69,7%
der Stimmen. Bei den Kommunalwahlen
2011 verlor er in allen Provinzen aufder in
seiner Hochburg Kwa-Zulu Natal und kam
auf einen Stimmenanteil von 62%. Der
ANC profitiert immer noch von der starken
emotionalen Bindung der schwarzen Be-
volkerung an den Freiheitskampf. Eine
authentische Alternative konnte bislang
nicht entstehen, denn ethnische Faktoren
und Klassenkonflikte spielen nach wie vor
eine wesentliche Rolle bei der Wahlentschei-
dung. Noch kann der ANC sich aufeine



komfortable Mehrheit stiitzen, doch Stim-
menverluste bei den Wahlen am 7. Mai
2014 konnten das Ende seiner absoluten
Vorherrschaft einlduten. Pendelt sich sein
Stimmenanteil dauerhaft unter 60% ein,
konnte dies der jungen Demokratie den Weg
zu einem echten Mehrparteiensystem und
zur emotionalen Losung vom ANC ebnen.

2009 konnte die DA 16,7% der Stimmen
fiir sich gewinnen und damit einen Stim-
menzuwachs von knapp 4,3 Prozentpunk-
ten verbuchen. Obwohl ihre Fraktionsvor-
sitzende Lindiwe Mazibuko schwarz ist,
wird die DA weiter als weil3e Partei wahr-
genommen. Thre Wahlerbasis ist stddtisch
geprigt, ihre Anhédnger sind zu 50% wohl-
habende weile, 20% schwarze, 27% farbige
und 3% indischstdimmige Stidafrikaner.
Damit reprédsentiert die DA als einzige Par-
tei das gesamte stidafrikanische Bevolke-
rungsspektrum. Mamphela Ramphele, ehe-
maliges Mitglied der gegen die Apartheid
kimpfenden Studentenbewegung Black
Consciousness Movement, Ex-Vizeprdsiden-
tin der Weltbank und Griinderin der Partei
Agang, sollte nach einer Fusion beider Par-
teien als Priasidentschaftskandidatin mehr
schwarze Mittelschichtwéhler an die DA
binden. Doch der Zusammenschluss
scheiterte. Trotz ihrer konservativen Aus-
richtung und eines fehlenden Wirtschafts-
programms hat die DA dennoch eine rea-
listische Chance, sich bei den Wahlen am
7. Mai 2014 als zweitstdrkste Partei mit
deutlich mehr als 20% der Stimmen zu
etablieren.

Zu den scharfsten Kritikern des ANC
gehort der inzwischen aus der Partei aus-
geschlossene einstige Chef der ANC-Jugend-
liga, Julius Malema, der im Oktober 2013
seine Partei Economic Freedom Fighters
(EFF) griindete. Er kritisiert vor allem die
schlechten Lebensbedingungen in den
ehemaligen Townships, das segregierte
Bildungssystem und die falsche Verteilung
von Giitern. Mit linkspopulistischen Paro-
len machte er sich zur Stimme der unzu-
friedenen schwarzen Jugendlichen und
enttduschten ANC-Anhédnger. Er setzt sich
fiir mehr Arbeitnehmerrechte und héhere

Lohne im Bergbau ein, aber auch fiir die
Verstaatlichung von Banken und Landent-
eignung ohne Entschddigung. Seit Monaten
streiken mehr als 70 000 Arbeiter der Platin-
minen, ein Ende des Ausstands ist nicht in
Sicht. Dies bringt Malema weiteren Zulauf.
Sollte sich die EFF aus dem Stand zur dritt-
starksten Partei aufschwingen, wird der
Druck auf den ANC zunehmen. Gefahr
droht ihm ebenfalls aus dem gespaltenen
Gewerkschaftsverband COSATU, denn aus
der rebellierenden mitgliederstiarksten
National Union of Metalworkers (NUMSA)
konnte sich eine neue schwarze Arbeiter-
partei entwickeln.

Prédsident Zuma wird nach den Wahlen
noch einmal mit seinem Stellvertreter Cyril
Ramaphosa das ANC-Fiihrungsduo bilden.
Seine hartnéckigsten innerparteilichen
Widersacher, beispielsweise den ehemali-
gen COSATU-Generalsekretdr Zwelinzima
Vavi, hat Zuma kaltstellen kénnen. Aber
mit Ramaphosa lduft sich ein ernstzuneh-
mender Kandidat fiir seine Nachfolge warm.

Stabiler Staat, fragile Gesellschaft
Trotz seiner Dominanz im Regierungsappa-
rat und stabiler staatlicher Institutionen ist
es dem ANC in den vergangenen 20 Jahren
nicht gelungen, das Konzept eines Entwick-
lungsstaats umzusetzen, also Armut und
Ungleichheit zu beseitigen, nachhaltiges
Wirtschaftswachstum zu schaffen und die
Lebensbedingungen des Grof3teils der Bevol-
kerung zu verbessern. Prasident Zuma war
nicht in der Lage, die Qualitét staatlicher
Dienstleistungen so weit zu erhéhen, dass
breite Bevolkerungsschichten von der Leis-
tungsfahigkeit seiner Regierung tiberzeugt
wurden. Zwar hat der Staat eine erste
Wende in der AIDS-Politik eingeleitet, in-
dem er Medikamente bereitstellte. Bei der
Qualitdtssicherung im Bildungswesen und
der Gewdhrleistung 6ffentlicher Sicherheit
hingegen wurden keine Fortschritte erzielt.
Die Stabilitdt des Staates und die potentiel-
le Leistungsfihigkeit seiner Institutionen
wie Parlament und Justiz stehen aufRer
Frage. Die Medien berichten frei und unab-
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hingig und die Zivilgesellschaft kann sich
uneingeschriankt entfalten. Aber die Schaf-
fung von Arbeitspldtzen stagnierte und die
schwarze Erwerbsbevolkerung wurde un-
zureichend in den formellen Arbeitsmarkt
integriert. Damit wurde das Ziel des Regie-
rungsprogramms Broad Based Black Eco-
nomic Empowerment verfehlt, denn die
Masse der schwarzen Bevolkerung hat nach
wie vor kaum Zugang zu wirtschaftlichen
Chancen. Managementpositionen bleiben
tiberwiegend in weiRer Hand. Allerdings
bieten auch DA und EFF keine echte Alter-
native zur ANC-Wirtschaftspolitik, die den
sogar in den eigenen Reihen umstrittenen
makrodkonomischen Stabilisierungskurs
des NDP fortsetzen will.

2013 wuchs die siidafrikanische Wirt-
schaft real nur um 1,9% (Nigeria 6,3%), die
Wachstumsaussichten verschlechtern sich
weiter und die Krisenanfalligkeit von Wirt-
schaft und Gesellschaft nimmt zu. Dabei
gehort Stiidafrika mit einem Bruttoinlands-
produkt von 350,8 Milliarden US-Dollar zu
den entwickelteren Lindern und liegt auf
Platz 84 (von 190). Im VN-Index fiir mensch-
liche Entwicklung jedoch belegt Stidafrika
mit 0,629 Punkten nur Rang 121. Solange
der ANC sich nicht energisch fiir eine inklu-
sive demokratische Gesellschaft mit natio-
naler Einheit und gleichzeitiger ethnischer
Vielfalt einsetzt, wird die schon wihrend
der Kolonialherrschaft etablierte soziale
Marginalisierung einzelner Bevolkerungs-
gruppen bestehen bleiben. Die nach wie vor
innerhalb der Gesellschaft existierenden
partikulédren Identitdten von Weif3en, Farbi-
gen, Schwarzen und Asiaten beférdern die
ethnische Ausgrenzung. Noch ist der siid-
afrikanische Staat stabil, aber diese Stabili-
tdt ist durch fehlende gesellschaftliche Ko-
hédsion und die Radikalisierung unzufrie-
dener arbeitsloser Jugendlicher bedroht.

Deutschland und Siidafrika
Deutschland ist Stidafrika durch langjahri-
ge Wirtschaftskontakte und zivilgesell-
schaftliche Beziehungen verbunden. Die
Bundesregierung sieht in der stidafrikani-

schen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
Parallelen zur eigenen Werteorientierung.
Die klare Siid-Siid-Ausrichtung im Kreise
der BRICS und seine starke wirtschaftliche
Orientierung an China machen Siidafrika
unter Zuma jedoch zu einem schwierigen
Partner.

Der Ausgang der Wahlen wird sich auch
auf die deutsch-siidafrikanische Zusammen-
arbeit auswirken. Sollte der ANC an Stim-
men verlieren, wird der Druck auf die
Regierung zunehmen, Wirtschaftswachs-
tum zu fordern, Arbeitsplidtze zu schaffen
und die sozialen Konflikte abzufedern.
Dazu bedarf es weiterhin der Partnerschaft
mit Deutschland und Europa, das aulRer
Absatzmadrkten auch Wissens- und Techno-
logietransfer zu bieten hat.

Deutschland hat keinen Einfluss auf die
innenpolitische Entwicklung Siidafrikas,
aber ein Interesse an seiner inneren Stabi-
litdt. Mit der deutsch-stidafrikanischen
Binationalen Kommission gibt es ein beson-
deres Instrument der bilateralen Zusam-
menarbeit, das die Partnerschaft zwischen
Sitidafrika und der EU ergdnzen kann. Es
sollte nach den Wahlen intensiv genutzt
werden, um die Verstdndigung tiber ge-
meinsame Interessen voranzubringen und
MaRnahmen zu verabreden, die die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung Siidafrikas fordern.

Ein Bereich bietet sich dafiir besonders
an: die starkere Forderung der dualen
Berufsausbildung, mit deren Hilfe sich das
stidafrikanische Bildungswesen und die
Weiterqualifizierung von Arbeitnehmern
verbessern lieRen. Dazu gehoren auch mehr
Anreize fiir Investitionen des deutschen
Mittelstandes in Stidafrika. Dieser konnte
die Grundlagen fiir Ausbildungskooperatio-
nen, Wissenstransfer in der beruflichen
Bildung und fiir mehr Arbeitspldtze schaf-
fen. Auf diese Weise konnte die Bundes-
regierung auch indirekt die Stabilitdt der
stidafrikanischen Gesellschaft unterstiitzen.



	Einleitung
	Probleme einer Befreiungsbewegung
	Der ANC ist nicht mehr die Partei des Wandels
	Stabiler Staat, fragile Gesellschaft
	Deutschland und Südafrika

